Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. I wurde deshalb von der Erledigung der Frage überhaupt und auch ’ 
Die „Donauzeitung“ klärt den in dem ‚öfter: | von- der Vorlage eines deklaratoriſchen Geſetzes zur Zeit Abſtand ge: 


reichiſchen Konſulate in Valona ſtattgehabten Vorfall dahin auf, daß 
nicht Waffen, ſondern nur zwei Säcke Pulver daſelbſt vorgefunden 
worden ſeien; dieſe hätte ein italieniſcher Emiſſair auf hinterliſtige 
Weiſe in das Haus des öſterreichiſchen Konſular⸗Agenten eingeſchmug⸗ 
gelt und denſelben hierauf denuncirt. Der Konſular⸗Agent hätte ſelbſt 
auf Hausſuchung angetragen. Der Verhaftete ſei auf telegraphiſch ein⸗ 
gegangenen Befehl der Pforte freigelaſſen worden. 

Paris, 2. Juni. Im Departement der Seine ſind in ſämmt⸗ 
lichen Wahlbezirken mit Ausnahme des ſechſten, wo keine abſolute Ma⸗ 
jorität erzielt wurde, die Kandidaten der Oppoſition gewählt worden. 
Im erſten Wahlbezirke wurde Ha vin, Redakteur des „Sieécle“, ges 
gen den Kandidaten der Regierung Deleſſert gewählt. Im zweiten 
Wahlbezirk erhielt Thiers mit 11,112 gegen Dévinck mit 9857 
Stimmen die Majorität. Im dritten Wahlbezirk ſiegte Ollivier 
mit 18,151 St., während auf den Regierungskandidaten Varin nur 
9957 fielen. Im vierten Wahlbezirke ſiegte Picard mit 17,046 St. 
gegen den Regierungskandidaten General Perrot, der nur 6487 St. 
erhielt. Im fünften Wahlbezirke wurde Jules Favre mit 17,396 
St. gewählt, der Regierungskandidat Maire Levy erhielt 7552 St. 
Im ſechsten Wahlbezirke, wo eine nochmalige Wahl ſtattfinden muß, 
waren auf den Chef⸗Redacteur der „Opinion nationale“, Guéroult, 
11,110, auf den Regierungskandidaten Fouché⸗Lépelletier 9525, und 
auf die Oppoſttions⸗Kandidaten Cochin 6600, und Prevoſt⸗Paradol 
2200 Stimmen gefallen. Im ſiebenten Wahlbezirke wurde Dari⸗ 
mon gegen den Regierungs-Kandidaten Conſtant Say, im achten 
Jules Simon gegen den Kandidaten der Regierung, Königswarter, 
und im neunten Eugene Pelletan gegen den Regierungs⸗Kan⸗ 
didaten, ehemaligen Maire Picard, gewählt. Montalembert iſt durch⸗ 
gefallen. (Weitere Ausführung der geſtrigen Depeſche.) 

Paris, 2. Juni. In Nantes iſt der Candidat der Oppoſition, 
Lanjuinais gewählt worden. In den Departements haben, ſo weit 
bis jetzt bekannt, acht Oppoſitions⸗Candidaten die Majorität erhalten. 

Krakau, 1. Juni. Die warſchauer Depeſche, welche eine Niederlage 
Otſinstis bei Koniecpol meldet, iſt durchaus falſch. Die Stadt wurde von 
en Ruſſen weder eingenommen noch verbrannt. Auf dem Rückzuge haben 
die Ruſſen das Schloß Chrzaſtow beſchoſſen. Okſinski ſoll die Ruſſen bei 
Janow geſchlagen haben. (S. unſern Bericht in Nr. 246. D. Red.) 

Frankfurt, 1. Juni. Die heutige „Europe“ bringt den Text einer 
nach Wien und Berlin gerichteten, und auch den übrigen europäiſchen Mäch⸗ 
ten mitgetheilten däniſchen Note vom 16. Mai, welche behauptet, der reale 
Fund des Patents vom 30. März rechtfertige keinerlei Reclamation des 

undes; der König von Dänemark habe ſeine Verpflichtungen nicht ver⸗ 
kannt, die letzte Maßregel betreffe ausſchließlich die Stellung Holſteins zur 
Monarchie. Die Beſchlüſſe und Drohungen des Bundes haben keine Wahl 
gelaſſen; das Patent vom 30. März müſſe aufrechterhalten werden, wenn 
die Monarchie nicht paralyſirt ſein ſolle. 


5 2% Ordonnanzen gegen die Preſſe 
werden durch folgendes Schreiben des Staatsminiſteriums an Seine 
Majeſtät den König motivirt: 

„Eurer königlichen Majeſtät beehrt ſich das ehrfurchtsvoll unter⸗ 
zeichnete Staatsminiſterium hierbei den Entwurf einer auf Grund des 
Artikels 63 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850 zu erlaſſen⸗ 

den allerhöchſten Verordnung, die Befugniß der Verwaltungs⸗Behörden 
zum Verbot von Zeitungen und Zeitſchriften betreffend, allerunterthä⸗ 
nigſt vorzulegen. 


Das Staatsminiſterium hält es unter den gegenwärtigen Verhält⸗ 


niſſen für die dringende und unerläßliche Aufgabe der Staats⸗Regierung, 
ihrerſeits auf jede Weiſe dahin zu wirken, daß die leidenſchaftliche und 
unnatürliche Aufregung, welche in den letzten Jahren in Folge des 
Parteitreibens die Gemüther ergriffen hat, einer ruhigeren und unbe: 
fangeneren Stimmung weiche. Hierzu ſcheint vor Allem erforderlich, 
daß der aufregenden und verwirrenden Einwirkung der Tagespreſſe 
kräftig und wirkſam entgegengetreten werde. 

Die Erfahrung der jüngſten Zeit hat von Neuem überzeugend dar⸗ 
gethan, daß die durch das Preßgeſetz vom 12. Mai 1851 lediglich in 
die Hand der Gerichte gelegte Einwirkung hierzu nicht ausreicht. 

Die von der Verwaltung früher auf Grund der SS 71-74 der 
Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 in Anſpruch 
genommene Befugniß zur adminiſtrativen Entziehung des Gewerbe⸗ 
betriebes auch in Bezug auf die Preßgewerbe iſt durch das deklarato⸗ 
riſche Geſetz vom 21. April 1860 aufgehoben worden. 

Bei den Verhandlungen, welche dem Erlaſſe dieſer Declaration ſeit 
dem Ende des Jahres 1858 innerhalb des damaligen Staatsminiſte⸗ 
riums vorhergingen, war vorzugsweise der Geſichtspunkt maßgebend, 
die ſelt dem Erſcheinen des Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851 unauf⸗ 
hörlich ſtreitig geweſene Frage über die Zuläſſigkeit einer ferneren Anz 
wendung der Beſtimmungen der Gewerbe⸗Ordnung auf die Preſſe zu 
befeitigen, Dagegen wurde namentlich ſeitens der zunächſt betheiligten 
Miniſterien des Innern und der Juſtiz keinesweges verkannt, daß es 
nicht unbedenklich ſei, auf jene bis dahin geübte Verwaltungsbefugniß 
ohne Weiteres und ohne jeden genügenden Erſatz zu verzichten. Es 


wurde ausdrücklich geltend gemacht, daß durch eine ſolche Maßregel 


die Verwaltung, die nach ihrem allgemein en Beruf, ſo wie nach den 
Abſichten des Preßgeſetzes den weſentlichſten Antheil an der Ueber: 
wachung der Preſſe ſich zu vindieiren, ſo berechtigt als verpflichtet ſei, 
eines der wirkſamſien Mittel zur Löſung diefer Aufgabe, ja desjenigen Mit: 
tels, welches nach den Erfahrungen der letzten 10 Jahre als das allein 
nachhaltig und durchgreifend wirkende ſich gezeigt und eben deshalb von der 
früheren Regierung ſeit Emanation der Preßverordnung vom 5. Juni 
1850 als unentbehrlich feſigehalten worden fei, völlig beraubt und in 
ibrem Einfluſſe auf die Preſſe in bedenklichſter Weile geſchwächt wer⸗ 
den würde. Die im Ganzen beſſere und beſonnenere Haltung, zu 
welcher die Preſſe ſich ſeit dem Jahre 1850 allmählich verftanden habe, 
ki nach allen von der Verwaltung gemachten Beobachtungen in weit 
geringerem Grade den durch das Preßgeſetz ſtatuirten Repreffiomitteln 
teſp. der nach § 54 in die Hand der Gerichte gelegten Cognition über 
die Conceſſtonsentziehung, als der im Princip von der Regierung feſt⸗ 
gehaltenen Anwendbarkeit der SS 71—74 der allgemeinen Gewerbe: 
Ordnung auf die bei der Preſſe betheiligten Gewerbe zu danken. 

Aus Anlaß dieſer Bedenken wurden im Jahre 1859 mannichfache 
Vorſchläge erörtert, um an Stelle der bisherigen Anwendung der 
SS 71-74 der A. G. O. auf Preßgewerbe ein anderweitiges admini⸗ 
ſtratwes Verfahren oder eine Erweiterung der gerichtlichen Befugniſſe 
er Coneeſſions⸗Entziehung zu fegen. Es konnte jedoch eine Verſtän⸗ 
digung über die einzuſchlagenden Wege nicht erzielt werden, und es 


we 
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nommen. 

Als das Staatsminiſterium darauf im Jahre 1860 auf die Ange⸗ 
legenheit zurückkam, glaubte daſſelbe mit Rückſicht auf die damalige 
Haltung der Preſſe ſich vorläufig auf die Beſeitigung der Streitfrage 
in Betreff der §§ 71 — 74 der A. G. O. beſchränken, dagegen auf 
neue poſitive Beſtimmungen über die Conceſſions⸗Entziehung fürerſt 
verzichten zu können. Man verheblte ſich freilich auch damals inner⸗ 
halb des Staatsminiſteriums nicht, daß bei einer veränderten Haltung 
der Preſſe das Bedürfniß anderweitiger Beſtimmungen wieder hervor⸗ 
treten könne, und es wurde auch in dem unterm 28. Januar 1860 
von dem Staatsminiſterium an Ew. königliche Majeſtät erſtatteten 
Immediatberichte Namens des Juſtizminiſters eine ausdrückliche Ver⸗ 
wahrung dagegen wiederholt, daß durch die Rechtſprechung ein hin⸗ 
reichender Schutz gegen den Mißbrauch des Betriebes der Preßgewerbe 
in allen Fällen gewährt werden könne. 

In der That iſt die Hoffnung, zu welcher die damalige Haltung 
der Preſſe zu berechtigen chien, ſehr bald getäuſcht worden. 

Je mehr die Staatsregierung ſich genöthigt ſah, den unberechtigten 
und übertriebenen Erwartungen und Forderungen der Parteien Wider⸗ 
ſtand zu leiſten, deſto leidenſchaftlicher und rückhaltloſer mißbrauchte ein 
Theil der Preſſe die derſelben gewährte Freiheit zur heftigſten und ſelbſt 
gehäſſigſten Oppoſition gegen die Regierung Ew. königlichen Majeltät 
und zur Untergrabung aller Grundlagen eines geordneten Staats⸗ 
weſens, ſo wie der Religion und der Sittlichkeit. An der beklagens⸗ 
werthen Verirrung der Gemüther, welcher die jetzige Lage der Staats⸗ 
verhältniſſe zuzuſchreiben iſt, trägt unzweifelhaft die völlig ungezügelte 
Einwirkung der Preſſe einen großen Theil der Schuld. a 

Die poſitive Gegenwirkung gegen die Einflüſſe derſelben vermittelſt 
der conſervativen Preſſe kann ſchon deshalb den wünſchenswerthen Ex⸗ 
folg nur theilweiſe haben, weil die meiſten der oppoſitionellen Organe 
durch eine langjährige Gewöhnung des Publikums und durch die in⸗ 
duſtrielle Seite der betreffenden Unternehmungen eine Verbreitung be⸗ 
figen, welche nicht leicht zu bekämpfen iſt. 

Die Einwirkung der Juſtiz⸗Behörden aber auf Grund des Preß⸗ 
geſetzes vom 12. Mai 1851 und des Strafgeſetzbuches hat ſich als 
unzureichend erwieſen, um die Ausſchreitungen der Preſſe erfolgreich 
zu hindern. Der Kampf wird ſeitens der Letzteren zum Theil auf 
eine Weiſe geführt, bei welcher die Remedur durch die Rechtspflege 
kaum möglich iſt. Die gehäſſigſten Angriffe und Inſinuationen gegen 
die Staats⸗Regierung, ja gegen die Krone ſelbſt, werden mit Vorbe⸗ 
dacht fo gefaßt, daß ſie zwar für Jedermann leicht verſtändlich, auch 
für die große Maſſe des Volkes zugänglich und von verderblichſter 
Wirkung ſind, ohne jedoch jederzeit den Thatbeſtand einer ſtrafbaren 
Handlung, wie ihn der Richter ſeiner Rechtſprechung zu Grunde legen 
muß, nachweisbar darzuſtellen. Oft auch bieten ganze Artikel für ſich 
nicht die Handhabe zur gerichtlichen Verfolgung, während doch der 
Zuſammenhang derſelben mit der geſammten ſonſtigen Haltung des 
Blattes die klare Ueberzeugung von der verwerflichen und ſtaatsgefähr⸗ 
lichen Abſicht gewährt. Es exiſtirt eine Anzahl gerade in den unteren 
Schichten der Bevölkerung viel geleſener Blätter, welche auf ſolche 
Weiſe täglich, die verderblichſten Auffaſſungen und Darſtellungen ver⸗ 
breiten und augenfällig einen vergiftenden Einfluß auf die öffentliche 
Stimmung und auf die Sittlichkeit des Volkes üben. 

Gegen dieſe gefährliche Einwirkung der Preſſe kann eine Remedur 
nur eintreten, wenn neben der gerichtlichen Verfolgung einzelner firaf- 
fälliger Kundgebungen ein Blatt auch wegen ſeiner Geſammt⸗ 
haltung zur Rechenſchaft gezogen werden kann, wenn der Staats⸗ 
Regierung die Möglichkeit gegeben wird, der ſichtlich und fortdauernd 
verderblichen Haltung eines Blattes ein Ziel zu ſetzen. 

Indem das Staatd-Minifterium die Ergreifung derartiger Maß 
regeln durch die obwaltenden Verhältniſſe für unbedingt geboten erachtet, 
mußte ſich daſſelbe zuvörderſt die Frage vorlegen, ob es ſich empfehle, 
auf den früheren durch die Declaration vom 21, April 1860 beſeitig⸗ 
ten Zuſtand zurückzugehen oder neue anderweitige Beſtimmungen über 
Conceſſtons⸗Entziehungen zu erlaſſen. f 

Gegen die Wiederherſſellung des früheren Zuſtandes glaubt ſich 
das Staats⸗Miniſterium vorzugsweiſe deshalb erklären zu müſſen, 
weil mit derſelben alle die Bedenken, Zweifel und Streitigkeiten 
wieder aufleben würden, welche ſich an die Auslegung des Begriffs 
der „Unbeſcholtenheit“ in § 1 des Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851 
geknüpft haben. 

Außerdem kommt in Betracht, daß eine Conceſſtons-Entziehung 
nach §§ 71— 74 der A. G. O. den einzelnen Theilnehmer an einem 
gefährlichen Unternehmen trifft, dagegen die anderweitige Fortſetzung des 
gefährlichen Unternehmens ſelbſt nicht ohne Weiteres hindern und in⸗ 
ſofern die erwartete eingreifende Wirkung nicht üben würde. 

Das Staats⸗Miniſterium hat ſich deshalb dafür entſchieden, einen 
anderen direkteren Weg zu betreten und das Verfahren geradezu 
auf das Verbot des einzelnen gefährlichen Preß-Er⸗ 
Nee der bezüglichen Zeitung oder Zeitſchrift zu 
richten. 

Bei der Beurtheilung der Nothwendigkeit eines Verbots ſoll die 
Ueberzeugung maßgebend ſein, daß eine Zeitung durch ihre fort⸗ 
dauernde Haltung die öffentliche Wohlfahrt gefährde. 

Als Kriterien einer ſolchen Haltung ſind ausdrücklich dieſelben Aus⸗ 
ſchreitungen angenommen, welche nach dem Strafgeſetzbuch ein gericht⸗ 
liches Einſchreiten begründen, nur eben mit dem Unterſchiede, daß Letz⸗ 
teres auf die einzelnen Aeuzerungen gerichtet iſt, in welchen ein be: 
ſtimmter ſtrafbarer Thatbeſtand vorliegt, während bei dem adminiſtra⸗ 
tiven Verfahren das Vorhandenſein der Ausſchreitung nach den im 
Strafgeſetzbuch erwähnten Richtungen aus der Geſammthaltung des 
Blattes und zwar aus ſeiner dauernden Geſammthaltung während 
einer längeren Zeit entnommen werden ſoll. 

Die Behörde, welcher das adminiſtrative Verfahren nach dem Ent⸗ 
wurf übertragen wird, iſt eben fo wie bei den Konzeſſions⸗Entziehun⸗ 
gen nach SS 71—74 der A. G. O. das Plenum der betref⸗ 
fenden Bezirks⸗ Regierung. Es erſcheint dies um fo ange⸗ 
mefjener, als die fortdauernde Kenntnißnahme von der Haltung der 
Preſſe und die Ueberwachung derſelben auch ſonſt zu den Obliegenhei⸗ 
ten der Regierung gehört. 


8 Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 
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Verordnung in Bezug auf inländiſche Blätter ertheilt werden ſoll, muß 
ihr konſeguenter Weiſe auch in Bezug auf auswärtige Blätter 
zuſtehen. 

Durch § 52 des Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851 iſt dem Mi⸗ 
niſter des Innern die Befugniß zum Verbot eines ausländiſchen Blat⸗ 
tes unter der Bedingung ertheilt, daß vorher eine gerichtliche Verur⸗ 
theilung deſſelben ſtattgefunden habe. Unter Aufrechterbaltung dieſer 
Beſtimmung ſcheint es nothwendig, der Verwaltung auch in Bezug 
auf die auswärtige Preſſe die Befugniß zuzuweisen, eine Zeitung oder 
Zeitſchrift um ihrer ſtaats gefährlichen Geſammthaltuag willen zu verbieten. 

Der Natur der Sache nach kann dies in ſolchem Falle nicht durch 
ein Verfahren bei einer Bezirks-Regierung, ſondern nur durch Be⸗ 
ſchluß des Staatsminiſtexiums erfolgen. 

Das Staatsmmiſterium verkennt nicht die Bedeutung der in Rede 
ſtehenden Verordnung gegenüber den, bisherigen Beſtimmungen über 
die geſetzliche Regelung der Preßfreiheit. 

Daſſelbe it aber zugleich überzeugt, daß die Staats⸗Regierung 
zur Ergreifung derartiger Maßregeln behufs Aufrechthaltung der öffent⸗ 
lichen Sicherheit nicht blos durch Art, 27 und 63 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 31. Januar 1850 unzweifelhaft berechtigt iſt, ſondern 
daß durch die Einführung der beabſichtigten Verordnung auch der 
freien Meinungs⸗Aeußerung, welche die Verfaſſung gewähr⸗ 
leiſten will, in Wahrheit kein Eintrag geſchieht. 

Indem den verwerflichen Ausſchreltungen einer zügelloſen Preſſe 
Einhalt gethan wird, wird die Preßfreiheit ſelbſt auf den Boden der 
Sitilichkeit und der Selbſtachtung zurückgeführt werden, auf welchem 
allein fie gedeihen und ſich dauernd befeſſigen kann. 

Ew. königliche Majeſtät bittet demgemäß das ehrfurchtsvoll unter 
zeichnete Staats miniſterium, die allerunterthänigſt beigefügte Verord⸗ 
nung, die Befugniſſe der Verwaltungsbehörden zum Verbot von Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften betreffend, allergnädigſt vollziehen zu wollen. 

Berlin, den 1. Juni 1863. 

N Das Staats⸗Miniſterium. 
von Bodelſchwingh. von Roon, 
von Mühler. Graf zur Lippe. 
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von Bismarck. 
Graf von Itzenplitz. 
von Selchow. 
An des Königs Majeſtät. 

Die Ordonnanzen der Preſſe ſelbſt lauten, wie folgt: 

Verordnung, betreffend das Verbot von Zeitungen und 
Zeitſchriften. 
Vom 1. Juni 1863. 4 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Prenßen ꝛc., ver⸗ 
ordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und auf Grund 
des Artikels 63 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850, 
was folgt: 

§ 1. Die Verwaltungsbehörden ſind befugt, das fernere Erſchei⸗ 
nen einer inländiſchen Zeitung oder Zeitſchrift wegen fortdauern⸗ 
der, die öffentliche Wohlfahrt gefährdender Haltung zeit⸗ 
weiſe oder dauernd zu erbieten. 

Eine Gefährdung der öffentlichen Wohlfahrt iſt als vorhanden an⸗ 
zunehmen, nicht blos wenn einzelne Artikel für ſich ihres Inhalts we⸗ 
gen zur strafrechtlichen Verfolgung Anlaß gegeben haben, ſondern auch 
dann, wenn die Geſammthaltung des Blattes das Beſtreben et: 
kennen läßt oder dahin wirkt: ; 

die Ehrfurcht und die Treue gegen den König zu untergraben, 

den öffentlichen Frieden durch Aufreizung der Angehörigen des 
Staates gegen einander zu gefährden, 

die Einrichtungen des Staates, die öffentlichen Behörden und de⸗ 
ren Anordnungen durch Behauptung entſtellter oder gehäſſig dargeſtell⸗ 
ter Thatſachen oder durch Schmähungen und Verhoͤhnungen dem Haſſe 
oder der Verachtung auszuſetzen, 5 

zum Ungeborfam gegen die Geſetze oder gegen die Anordnungen 
der Obrigkeit anzureizen, 

die Gottes furcht und die Sittlichkeit zu untergraben, 

die Lehren, Einrichtungen oder Gebräuche einer der chriſtlichen 
Kirchen oder einer anerkannten Religionsgeſellſchaft durch Spott herab⸗ 
zuziehen. 

§ 2. Das Verbot erfolgt, nach vorheriger zweimaliger 
Verwarnung des betreffenden Verlegers, durch Plenarbeſchluß 
der Regierung, in deren Bezirke die Zeitung oder Zeitſchrift erſcheint. 

§ 3. Wenn der Regierungs⸗Präſident die Ueberzeugung ges 
winnt, daß die Haltung einer Zeitung oder Zeitſchriſt den in § 1 be⸗ 
zeichneten Charakter hat, ſo hat er dem Verleger derſelben zunächſt 
eine mit Gründen unterſtützte ſchriftliche Verwarnung zu 
ertheilen. Bleibt dieſe und eine nochmalige Verwarnung fruchtlos, fo 
kann innerhalb der zwei auf die letzte Verwarnung folgenden Monate 
das Verfahren wegen des Verbots der Zeitung oder Zeitſchrift bei der 
Regierung eingeleitet werden. 

SR innerhalb dieſer Friſt die Einleitung des Verfahrens nicht er⸗ 

folgt, ſo iſt vor ſpäterer Einleitung eines ſolchen eine nochmalige vor⸗ 
herige Verwarnung erforderlich. 
8 4. Der Präſident der Regierung verfügt, eintretenden Falls, 
die Einleitung des Unterſuchungs⸗Verfahrens und begeichnet 
den Beamten, welcher die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft wahr: 
zunehmen hat. 

Letzterer überreicht der Regierung die Anſchuldigungsſchrift. 


Der Angeſchuldigte (der Verleger) wird unter abſchriftlicher Mit⸗ 


theilung derſelben zu einer vom Regierungs⸗Präſidenten zu beſtimmen⸗ 
den Plenarſitzung zur mündlichen Verhandlung vorgeladen. Bei dieſer 
Verhandlung, welche in nicht öffentlicher Sitzung ſtattfindet, fo wie bei 
der Entſcheidung der Sache, wird nach Vorſchriſt der 88 3539 und 
31 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergeben der nicht richterlichen 
Beamten vom 21. Juli 1852 (Geſetz Sammlung S. 465), verfab⸗ 
ren. Die Entſcheidung' kann jedoch nur auf Zurückwelſung der An⸗ 
klage oder auf zeitweiſes oder dauerndes Verbot des ferneren Erſchei⸗ 
nens der Zeitung oder Zeitſchrift lauten. 

$ 5. Gegen die Entſcheidung der Regierung ſteht dem Staats: 
anwalt, wie dem Verleger der Rekurs an das Staatsminiſterium 
binnen zihn Tagen zu. Im erſteren Falle iſt die Rekursſchrift des 
Staatsanwalts dem Verleger mit einer präkluſtviſchen Friſt von zehn 


Tagen zur Beantwortung mitzutheilen. 8 
u Einlegung des Rekurſes hält jedoch die Vollſtreckung einer auf 


Das Verfahren ſelbſt it mit den erforderlichen Modificationen nach dauerndes Verbot lautenden Entſcheidung der Regierung nicht auf. 


den Vorſchriften des Geſetzes vom 22. Juni 1861 geordnet. 


§ 6. Wenn ſich aus offentlichen Ankündigungen oder aus an⸗ 


Dieſelbe Befugniß, welche der Verwaltung durch die vorliegende deren notoriſchen Thatſachen ergiebt, daß eine verbotene Zei⸗ 
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tung oder Zeitſchrift unter demſelben oder einem anderen 
Namen anderweit fortgeſetzt werden ſoll, ſo ſteht dem Präſidenten der 
betreffenden Regierung die Befugniß zu, dieſes Unternehmen ohne Wei⸗ 
teres zu verbieten. 

§ 7. Wer einem auf Grund dieſer Verordnung erlaſſenen, öffent 
lich oder ihm beſonders bekannt gemachten Verbote entgegen eine Zei: 
tung oder Zeitſchrift verkauft, ausſtellt oder ſonſt gewerbsmäßig ver⸗ 
theilt oder verbreitet, wird für jede ſo verkaufte, ausgeſtellte oder ſonſt 
gewerbsmäßig vertheilte oder verbreitete Nummer, jedes Heft oder Stück 
derſelben mit Geldbuße von zehn bis Einhundert Thalern oder mit Ge⸗ 
fängniß von Einer Woche bis zu Einem Jahre beſtraft. 

Die Anwendung der durch die Verbreitung von Schriften ſtrafba⸗ 
ren Inhalts ſonſt verwirkten Strafen wird durch dieſe Beſtimmung 
nicht ausgeſchloſſen. 

88. Für den Polizeibezirk von Berlin und Charlottenburg werden 
die in dieſer Vorordnung dem Regierungs-Präſidenten zugewieſenen 
Funktionen von dem Polizei-Präfiventen in Berlin wahrgenommen, 
er findet das Verfahren bei dem Polizei⸗Präſidium zu Ber 
in ſtatt. 

§ 9. Auswärtige Blätter können wegen fortdauernder, die Wohl⸗ 
fahrt des preußiſchen Staates gefährdender Haltung (§ 1) durch Beſchluß 
des Staats-Miniſteriums verboten werden. 

§ 10. Vorſtehende Verordnung tritt mit dem heutigen Tage in 
Kraft. Urkundlich unter unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und 
beigedrucktem königlichen Inſtegel. 

Gegeben Berlin, den 1. Juni 1863. 

(L. S.) Wilhelm. 
von Bismarck, von Bodelſchwingh. von Roon. 
Graf von Spenplik. von Mühler. Graf zur Lippe. 
von Selchow. Graf zu Eulenburg. 


Preußen. 

Berlin, 2. Juni. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König 
haben allergnädigſt geruht: Dem Landes⸗Direktor der Neumark, Major 
u. Landrath a. D. Frhrn. v. d. Goltz auf Kreitzig im Kreiſe Schievel⸗ 
bein, den rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, dem Aſtro⸗ 
nomen an der Sternwarte zu Bilk, Dr. Robert Luther, den rothen 
Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife, dem Schloß-⸗Inſpektor 
Steineck zu Schloß Engers bei Coblenz und dem Landdechanten, 
Pfarrer Kloeren zu Wanlo im Kreiſe Grevenbroich, den rothen Adler⸗ 
Orden vierter Klaſſe, dem Kaufmann Karl Joſeph Aloys Gilka zu 
Berlin den königlichen Kronen-Orden dritter Klaſſe, ſo wie dem 
zum Gouvernement in Luxemburg kommandirten Unteroffizier Mohr: 
mann des 1. Bataillons (Köln) 2. rheiniſchen Landwehr-Regiments 
Nr. 28, und dem Glöckner Poſchpeck an der katholiſchen Stadtpfarr⸗ 
kirche zu Brieg das allgemeine Ehrenzeichen; ferner dem praktiſchen 
Arzt Dr. Schmurr zu Wollin den Charakter als Sanitäts⸗Rath zu 
verleihen. (St.⸗Anz.) 

Berlin, 2. Juni. [Seine Majeſtät der König] nahmen 
heute die militäriſchen Meldungen in Gegenwart des commandirenden 
Generals des Garde-Corps und des interimiſtiſchen Kommandanten 
entgegen. Vortrag bei Sr. Majeſtät hatten: der Polizei-Präſident 
und das Militär⸗Kabinet. Auch empfingen Se. Majeſtät im Laufe 
des Vormittags den Beſuch des Prinzen und der Prinzeſſin Friedrich 
von Heſſen. 

Der königliche Landbaumeiſter Heidman zu Koblenz iſt zum königlichen 
Bau⸗Inſpektor ernannt, und demſelben die Bau⸗Inſpektorſtelle zu Arnsberg 


verliehen wrrden. 
Am Gymnaſium zu Hohenſtein iſt der ordentliche Lehrer Blümel zum 


Oberlehrer befördert worden. i 
Ueber die politiſche Haltung des Kronprinzenl ſchreibt 
die „B. B. 3.”: Die Zeitungen beginnen ſich ſeit einiger Zeit mit 
der politiſchen Haltung des Kronprinzen zu beſchäftigen. Nichts kann 
Denn wenn es auch in einem monarchiſchen Lande 
von dem hoͤchſten Intereſſe if, zu erfahren, welcher politiſchen Rich⸗ 
tung der Thronfolger angehört, fo kann dieſes Intereſſe bei uns we: 
Der Kronprinz hat 
durch keine einzige Handlung zu erkennen gegeben, daß er mit dem 
jetzigen Syſteme irgendwie im Widerſpruch ſich befindet. Denn die 
Reiſe vom vorigen Herbſte nach Italien fand mit entſchiedener Billi⸗ 
gung des Ministeriums ſtatt, und dieſelbe berührte bekanntlich Turin 
nicht. Dafür machte der Kronprinz dem in Rom in der Verban⸗ 
nung lebenden Franz II. feine Aufwartung. Nach amtlichen oder 
halbamilichen Berichten hat der Kronprinz den Sitzungen des Staats⸗ 
minifterii feit Monaten beigewohnt. Das iſt zwar, aber nicht amt: 
lich, beſtritten! Der Kronprinz hat ferner zu Pfingſten in der Altmark 
Leute von ſehr entſchiedener feudaler Richtung beſucht. Bei dem 
Zuge durch die Altmark iſt ihm Herr v. Bismarck auf weißem Roſſe 
voraufgeritten. Bei der Reiſe nach Preußen wird Se. k. Hoheit vom 
Oberſten Peterſon, einem Manne von entſchieden feudaler Richtung, be⸗ 
gleitet werden, und wird derſelbe beim Grafen Dohna-⸗Schlobitten, 
deſſen Richtung bekannt genug iſt, Quartier nehmen. Daß Herr 
Geheimerath Duncker noch immer im Rathe des Kronprinzen, iſt frei⸗ 
lich ein Gegenſymptom. Wie geſagt, es iſt Alles leeres Conjecturiren, 
was wir über die politiſche Richtung des Kronprinzen hören. Ob es 
möglich wäre, etwas Näheres zu erfahren, wiſſen wir nicht. So viel 
ſteht feſt, wirklich oppoſitionelle Schritte des Thronfolgers würden nicht 
verborgen bleiben. Als die rheinſſche Städteordnung 1856 berathen 
wurde, verlangte der damalige Prinz von Preußen, jetzt König Wil⸗ 
helm, daß dieſes reactionäre Geſetz nicht publicirt werde. Dieſe That: 
ſache gelangte in die Preſſe. Die „Kreuzzeitung“ fiel mit wahrer 
Berichtigungswuth über dieſelbe her. Am andern Tage war fie von 
oben her genöthigt, ihre eigenen Werte zu eſſen und zu erklären, 
„die Nachricht wäre doch wahr.“ Der Lindenberg'ſche Brief uͤber die 
Haltung, welche der hohe Herr damals gegen das Miniſterium ange⸗ 
nommen, und der zum bekannten Majeſtaͤtsbeleidigungsprozeſſe führte, 
iſt auch wohl nicht vergeſſen.“ . 
[Ihre Majeſtät die Königin] werden, wie verlautet, am 


Freitag Morgen von Baden-Baden zurückkehrend auf Schloß Babels⸗ 8 


berg eintreffen und etwa zehn Tage daſelbſt verweilen. Se. Maj. der 
König werden, äußerm Vernehmen nach, heute Abend oder morgen 
dahin überſiedeln. 1 N 

[J. k. H. die Frau Kronprinzeſſin] wird ſich morgen Abend 
nach Danzig begeben, um am 4ten daſelbſt mit Hoͤchſtihrem Gemahl 
zuſammentreffen. | 

[Der Wirkl. Geh. Rath v. Manteuffel] hat fid heute von 
hier zur Kur nach Kiſſingen begeben. 

[Regierungs⸗Präfident v. Prittwitz.] Wie der „Danz. 3.“ 
von hier geſchrieben wird, iſt zum Regierungs⸗Präſidenten in Dan⸗ 
zig, Regierungs⸗Vice⸗Präſident v. Prittwitz, jetzt bei der Regierung 
in Breslau, beſtimmt; daß, wie die „Feud. Corr.“ gemeldet hatte, 
Herr v. Bernuth nach Danzig als Regierungs⸗Vice⸗Präſident gehen 
werde, wird als durchaus unbegründet bezeichnet. 


Rußland. 
un ruhen in Polen. 
D Kaliſch, 2. Juni. [Hartnäckiger und blutiger Kampf 
rochow.] Das Geſecht zwiſchen den Inſurgenten und Ruſſen 
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erſtreckte ſich auf die Dörfer Grochow, Jurantow und Grzy 
miezem und ſoll der Kampf ein ſehr erbitterter geweſen fein. (Vergl. 
in Nr. 249 der Bresl. Zeitung die Correſvondenz OJ Kaliſch vom 
31. Mai.) Zeugniß davon giebt eine Menge Wagen mit ſchwer ver⸗ 
wundeten Ruſſen, welche heute hier eintrafen und auch noch erwartet 
werden. Daß die Polen glücklich gekämpft haben, dürfte man aus 
dem Umſtande ſchließen, daß fie 2 Kanonen erobert und das Feld be 
hauptet haben. Das ruſſiſche Militär, welches an dem Treffen Theil 
genommen hatte, kehrte in einem ſehr demoraliſirten Zuftande 
und ſtark reducirt hierher zurück. Der Kampf ſcheint noch nicht been⸗ 
det zu ſein, denn heute rückten bereits wieder neue Truppen von 
hier aus. Die Anzahl der Todten und Verwundeten, ſowohl von 
Seiten der Polen wie Ruſſen kann natürlich nicht genau angegeben 
werden. Die Ruſſen brachten fünf Gefangene mit, darunter den Bür⸗ 
germeiſter von Stawiczin und den Ortsgeiſtlichen. 

Poſen, 2. Juni. lUebertritt ruſſiſchen Militärs.] Aus 
Pleſchen wird uns mitgetheilt, daß daſelbſt vorgeſtern ruſſiſche Sol: 
daten, natürlich bewaffnet, ſich aufgehalten haben, und daß in Folge 
eines dadurch entſtandenen Auflaufs mehrfache Verhaftungen vorgenom⸗ 
men worden ſind. Nähere Details fehlen noch. (Oſtd. 3.) 

Durch freundliche Mittheilung ſind wir in Stand geſetzt, in 
vorſtehende etwas myſteriös klingende Nachricht der „Oſtd. Ztg.“ etwas 
Licht zu bringen. Es iſt uns nämlich folgende Correſpondenz hoͤchſt 
befremdlichen Inhalts zugegangen: 

*Ix Pleſchen, 2. Juni. Die Schutzloſigkeit und Rechtsun⸗ 
ſicherheit der Bewohner der preußiſchen Grenze iſt geſtern auch bei uns 
zur Thatſache geworden. Nachdem gegen Mittag, ohne Begleitung 
preußiſchen Militärs, vier ruſſiſche Soldaten in die Stadt ge⸗ 
kommen, langten im Laufe des Nachmittags circa ſechs Wagen 
mit ruſſiſchen Soldaten in Begleitung mehrerer berittener 
Ofſiziere an, um Proviant zu holen. Einer dieſer ruſſiſchen 
Offiziere gerieth mit einem Bewohner Pleſchens in Streit und machte 
Gebrauch von ſeinem Piſtol, glücklicherweiſe ohne Jemand zu 
verletzen. Anſtatt den Offizier ſofort zu verhaften und vor das zuſtän⸗ 
dige Gericht zu ſtellen, ließ man ihn mit den übrigen ruffifchen Sol: 
daten ruhig davon jagen. Es wäre wohl zu wünſchen, daß in dieſer 
Angelegenheit eine ſtrenge Unterſuchung eingeleitet und durch geeignete 
Maßregeln Wiederholungen ähnlicher Vorkommniſſe für die Zukunft 
vorgebeugt würde. 


# Breslau, 3. Juni. Se. Hoheit der Herzog von Braun⸗ 
ſchweig iſt heute Früh um 64 Uhr mit Gefolge aus Sibyllenort 
hier angekommen, und hat ſich ſofort mit dem Schnellzuge der Ober⸗ 


ſchleſiſchen Bahn nach Wien begeben. N 

* Breslau, 3. Juni. [Exceſſe.] Geſtern Abend entſpann ſich am 
ſchwarzen Adler in der Makthiasſtraße zwiſchen Civilperſonen und 3 Mann 
vom 58. Regiment ein Streit, der ſich bis an die Oderthorwache fortpflanzte. 
Ein junger Mann, welcher den einen Soldaten beleidigt haben joll, wurde 
nicht unerheblich am Auge verletzt; ein Hürdler, welcher den Streit ſchlich⸗ 
ten wollte, erlitt eine lebensgefährliche Kopfwunde. Der eine Militär, wel: 
cher zuerſt von der Waffe Gebrauch machte, wurde mit beſchädigter Uniform 
auf die Wache gebracht. Gleichzeitig ſollen zwei Militärperſonen in der 
Ohlauer⸗Vorſtadt verhaftet worden ſein. 


Gleiwitz, 2. Juni. [Feuer.] Heute Früh um 4% Ubr brach in 
der Großmühle des Herrn Senators Goretzki, jo weit bis jetzt feſtſteht, 
durch Unvorſichtigkeit eines der Geſellen, Feuer aus, und in kaum zwei 
Stunden war die amerikaniſche Mühle, das anſtoßende Wohnhaus und ein 
Speicher mit großen Vorräthen an Mehl und Getreide ein Raub der Flam⸗ 
men, und bis auf die nackten Mauern niedergebrannt. Die Tüchtigkeit un: 
ſeres Feuer⸗Rettungs⸗ und Wehrvereins hat ſich bei dieſem Brande auf's 
Glaͤnzendſte bewährt; denn feinen gut geleiteten und wohl geordneten Lei⸗ 
ſtungen gelang es, die daran anſtoßende deutſche Mühle und ein benach⸗ 
bartes Haus, die beide mit Holz bedeckt find, vollſtändig zu retten. Die 
verbrannten Gebäude und Beſtände waren verſichert. — In voriger Woche 
wurden wir vor einer beabſichtigten Brandſtiftung, die gefährlich hätte wer⸗ 
den können, alüdliherweife behütet. Ein Soldat bemerkte nämlich in dem 
Hauſe eines Deſtillateurs auf der Bahnhofsſtraße, in dem auch ein Lager 
von Flachs und Theer ſich befindet, Rauch aus dem Keller aufſteigen. Bei 
der Unterſuchung fand man angezündeten Flachs, in dem Pulver 
verborgen lag, und konnte noch zeitig genug ſchreclliches Unglück ver⸗ 
hütet worden. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der ener Linen * 0 Erd. Sa⸗ 12 Hen t 

inien, die Tempera⸗ 2 mpe⸗ rich n etter. 

RR Bart e Reaumur, [ rometer. vater, Stärke. 

Breslau, 2. Juni 10 U. Ab.] 334,77 470 N. O. Heiter. 
3. Juni 6 U. Morg.] 334,07 [75,2] N. 1. Heiter. 
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Telegraphiſche Depeſchen. 

Paris, 3. Juni. In feinem Bülletin meldet der „Mo⸗ 
niteur““: Von mehr als 268 bekaunten Wahlen find 282 
gouvernemental ausgefallen, überall herrſchte bei den Wahlen 
vollſtändige Ordnung. 

[Angekommen 10 Uhr 35 Min. Vorm.] (Wolff's T. B.) 

Newyork, 23. Mai, Abends. Offizielle Nachrichten 
reichen bis zum 20. Grant nahm Haines Bluff; die Befe⸗ 
ſtigungen Vicksburgs zählen 58 Kanonen. Die Schlacht 
dauert fort. 

[Angekommen 10 Uhr 35 Min. Vorm.] (Wolff's T. B.) 

Puebla, 30. April. Zwei Treffen haben ſtattgefunden; 
im erſten behaupteten die Mexicaner ihre Poſitionen, im 
zweiten blieben ſie Herren des Schlachtfeldes und nahmen 
157 Zuaven gefangen. 

(Angekommen 10 Uhr 35 Min. Vorm.] (Wolff's T. B) 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 2. Juni, Nachm. 3 Ubr. Auch heut war an der Börſe wenig 
Leben. Die Rente begann zu 69, 45, ſtieg auf 69, 65 und ſchloß ziemlich 
feſt zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 92% eingetroffen. 
— Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 62, 55. Ital. öproz. Rente 72, 75. 
Ital. neueſte Anleihe —, —. Zproz. Spanier —. proz. Spanier —. 
eſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 460, —. Credit⸗mobilier⸗Attien 1400, —. 
Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 566, 25. H 

London, 2 Juni, Rahm. 3 Uhr. Silber 61%. Türkiſche Conſols 51%, 
Wetter ſchön. Conſols 92. Iproz. Spanier 48%. Mexikaner 34%, 7b 
Ruſſen 94. Neue Ruſſen 92. Sardinier 88. Hamburg 3 Monat 13 M 
7% Sch., Wien 11 Fl. 35 Kr. 8 ; 

Der Dampfer „City of Newyork“ iſt mit 158,500 Dollars und 3386 
Pfd. St. in Juenstown eingetroffen und hat Nachrichten aus Newyork bis 
zum 23. v. M. daſelbſt abgegeben. 

In Newyork war am 23. v. Mts. der Wechſel⸗Cours auf London 164, 
Goldagio 48%, Baumwolle 50—53. \ 

Wien, 2. Juni, Mittags 2 Uhr 30 Minuten. Börfe feft. Spray. 
Metall. 75, 80. 4 proz. Metall. 68, —. 1854er Looſe 94, 50. Ban 
Aktien 791, —. Nordbahn 173, 50. National⸗Anleihe 80, 60, Creditaktien 
192, —. Staats⸗Ciſenb.⸗Aktien⸗Cert. 203, — London 110, 90. Hamburg 
83, —. Paris 44, —. Gold —, —. Silber —. Böͤhmiſche Welt 
hahn —, — Lombardiſche Eiſenbahn 251, — Neue Looſe 133 75. 
156Der Looſe 97, 55 } ; 

Frankfurt a. M., 2. Ber Nachm. 2 Uhr 30 M. Oeſterr. Effekten im 
Allgemeinen behauptet, ſchloſſen feſt; Umſatz wenig belebt. Böhm. Weitbabn 
73. Finn. Anleihe 90%. Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbach 142, 
Wiener Wechſel 105%. Darmſtädter Bankaktien 239% Darmſt. Zettelbank 
255%. Sproz. Metallig. 65%. 4 proz. Metall, 60 . 1854er Looſe 84%. 
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Deferr, National⸗Anleibe 70% Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien —, 
Deſterr. Bank⸗Antheile 835. Oscſterr. Eredit⸗Aktien 202. Neueſte öſterr. 
Anleihe 88%. Oeſterreich. Cliſabet⸗Bahn 31 Rhein⸗Nahe Bahn 33%. 
1 Litt. A. 127. * ı 

amburg, 2 Juni, Nachm. 2 Ubr ) Minuten. Börſe geſchäftslos. 
Finuländiſche ids 89. — Schluß⸗Courſe: National ade 717 
Deſterr Eredit⸗Aktien 85. Vereinsbank 103. Norddeutſche Banf 105%. 
Rheiniſche 101, Nordbahn 63½ Disconto 3—3 7. Wien 85, 50. Bes 
tersburg 32. 

Hamburg, 2. Juni ſGetreidemaelt.] Weizen loco ruhig und uns 
verändert, ab auswärts bleiben leichtere Sorten geſucht, ab Dänemark 122 
bis 123pfd. iſt zu 91 Thlr. feſt zu haben und dürfte zu 92 wohl gemacht 
werden. Roggen loco feſt, ab Elbing pr. Juni⸗Juli 120pfd. 72 Thlr. mit 
beſonderer Bedingung verkauft; preußiſcher ab Oſtſee pr. Juni 74, pr. Sept.s 
Okt. 74/4 angeboten. Oel loco geſchäftslos, pr. Otibr. 29%. Kaffee leb⸗ 
hafter. Zink 500 Ctr. loco zu 11% Thlr. verkauft. 

Liverpool, 2. Juni. [Baumwolle.] 3000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. 


Berliner Börse vom 2. Juni 1863. 
Fonds- und Geld-Oonrse Elsenbahn-Stamm-Aotlen. 
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21 Bor u! 1 a 5 on Medb.-Wittenbg.| 1%] 1,14 61% b 
S 88 7 5 80% G. Mainz-Ludwigsh| 7 | 7; 126% & ½ ba 
S wer 4 997% 5. Mecklenburger. .| 2%] 2 0%, bz 
= (Preussischen. 4 5 br. Neisse- Brieger. 3½% 4½% 1 3% B. 
anne Niedrschl.-Märk.| 4 4 97% G. 
3 Sächsische r bz Niedrschl. Zweb.| 1% |214/, 9245 B. 
Schlesische bz. Nord., Fr.-Wilh.| 3 | — 64 4 63% ba 
10 : 
b 


4 
4 
U 
4 
4 
ee a 4 
Louisd'or 110 6. Oest.Bankn. 24 bz. Oberschles. A...| 774/1043/314 1591, bz. 
Goldkronen9. 7 B. |Poln.Bankn. 92% bz dito B. 7% 103% bz 
e dito C. 1,0389 % be. 
Ausländische Fonds. Ocatr. Er. 8th. 6%] L 17% be. 
Oesterr. Matalliques. s [65% g. Oest. südl. St-B.| 8} | — |5 8040 % bf u. 6. 
dito Nat.-Anl. . . 5 72% 6. Oppeln- Tarn 2411 (66 bz 
dito Lott-A.v.60.5 [88% 488 b. Rheinische .....| 8 | — |4 |102 ba. 
Deen dito Stamm-Pr.| 5 — |4 08 B. 
0 nend. . . en Rhein-Nahebahn 0 | — 4 |31% etw bz u. 0. 
Russ. Engl. Anl, 1862.86, 192% & % br. || Ar Crf K ldd. 3210 44 13% 924. bz. 
— 85 Pala . 4‘ 80% 6. Stargard- Posen 4 6 3%108 bz. 
Pein Pfdbr. ra ee Thüringer 63% 7% 127 ½ B. 
dito III. Em. 4 90% 0 
Poln. Obl. & 500 Fl. 4 . - 
er Bank- und Industrie-Paplere. 
dito à 200 Fl. — 24 bz Zoe ge 1 si 10 117% her 
ae erl.Kassen-Ver. R 
Kurhess. 40 Thlr. ; Danziger Bank 8 6, 1 101 6. 
önigsberger „51 5 101 ½ B 
Eisenbahn-Prioritäts-Ao Posener „ 57 81% 1964 B. 
Berg.-Märkische. 4% 100% br. Magdeburger „ 4% 4,14 % 8. 
dito II. 4% 100% B. Braunschweiger 4 4 4 |741, etw. ba 
dito IV. 4% 100 ½% B eimar „4 5 4 190% @ 
dito III. v. St.3½ 8.3 ½%82½ be Gothaer „ 4½% 3% 91% etw bz 
Cöln-Minden 44,101 G Geraer „5% 704 98½% etw. bz 
dito II. s 102% bz Thüringer „ 2 3 4 0% etw.bz.u.G, 
dito 1 195% 6 Hamb. Nordd.B.| 5 |6 4 [104% 6 
dito I |93% 6. „ Vereins-B. 5% 6% 103 4 
dito 4½% 100% @ Hannoversche „ 4½ 5 4 199% B 
di Iv. 93 ba. Bremer „515 ja 1106 7. 
ae een 92 ½ G. Luxemburger „ 10 10 4 105 etw. bz 
ito 14455 95 5 B. Darmst. Zettelb.] 8} |9 4 101% B 
Niederschl.-Märk. . 4 — 
dito conv. A 98 ¼½ B. Darmst.Credb.A.| 5 6½% 4 98 ½ i. P. bz 
dito III. 4 97 B. Leipz. Credb. A. 3 3½4 
. 
Titt G. eee. 100 B — lo ek 
Oberschles. 4. ꝗ ( — — Oesterreich. „ 7 84/5 Y % ba 
dito B. 43½%88 B. Genfer „2 4 56% i. P. ba. 
dito C. u. D. 4 97% B MoldauerLds.-B.| 1% 2% 4 |36 B. 
dito 8 31,185 bz u. B Disc.-Com.-Aut.] 6 76 4 |101 bzu 6 
dito. Wuscars, 4460100 % 6 Berl. Hand.-Ges.| 5, | 9” |4 B. 
Oest.-Franz .... . 276 etw.ä275 ba. Schl. Bank.-Ver| 6 |6 4 101 ½ B 
Oest. südl. St.-B..... 3 1264 B. 
Rhein. v. St. gar. ...j4,]10114 bz. Minerva. . . . 2 ( — 3 1040 bz. 
Rhein-Nahe-B. gar. 4½ 100 ½ bz. Fbr. v. Eisenbbdt.] 5%, — s 103 etw. ba u. G. 
\ Weohsel- Course. 
Amsterdam 250 Fl. . . k. 5.114314 ba Augsburg 100 Fl.. 2 M.ı56 22 by. 
dito 250 Fl. 2 M. 142½ bz Leipzig 100 Thlr. 8 7.19% 6. 
Hamburg 300 Mk.. . . k. 8.461 ½ bz dito 100 Thlr.. . .. 2 M. 99 ½ 8. 
dito 300 Mk. 2 M. JI bz Frankfurt a. M. 100 F1.|3 M. 56. 22 be, 
London 1 Lst.......»- 3 M. 20% ba Petersburg 100 S.-R...13W 10% ba. 
Paris 300 Fres... 2M. 19% 52. 100 S.-R. . 3 M. 10% ba. 
Wien 150 FI. 8 T. 90 %½% dz Warschau 90 8.-R. . . 8 T.|92 bz. 
dito 150 FL..... 2 M. 89% bz. Bremen 100 Thlr. 8 T.]109% ba, 


Roggen loco 80 —82pfd. 454 — Thlr. ab Kahn 18 5 r 
uni⸗ i — 


5 5 
Thlr. Br. mai e 157 — 7 Thlr. bez. und Br., Septbr. Oktbr. 154%, 
2% Thlr. bez. und Br., % Thlr. Gld., Oltbr⸗Rovbr. 15% Thir. bez. 


— . Thlr. 
und Gld., % Thlr. Br. 

Weizen ſchwer käuflich. Roggen in loco war wenig gefragt und find 
nur Kleinigkeiten gehandelt zu notirten Preiſen umgeſetzt Termine befe⸗ 
ſtigten ſich im Laufe der Börfe wohl wegen der kleinen Kanalliſte und kal⸗ 
ten Temperatur etwas und wurden für alle Sichten höhere Preiſe bezahlt. 
Gekündigt 15,000 Ctnr. Hafer höher. Gek. 4800 Cine, Rüböl in Folge 
anhaltender Kündigungen en) und ſämmtliche Termine billiger erläſſen. 
Das Geſchäft bewegte ſich in den engſten Grenzen. Gekündigt 1000 Einr. 
Spiritus, bei feſten auswärtigen Berichten war die Stimmung dafür ange⸗ 
nehm, ſo daß Preiſe ihren geſtrigen Standpunkt völlig behaupteten. — 
Gekundigt 250,000 Quart. 


Breslau, 3. Juni. Wind: Nord. Wetter: fühl. Thermometer 
Früh 6“ Wärme. Die Angebote blieben auch am heutigen Markte wie 
seither ſehr beſchränkt und konnte ſomit der Verkehr keine Ausdehnung ges 
winnen. 

Weizen bei ſtillem Geſchäft, Preiſe behauptet; pr. 85pfb, weißer 63— 
77 Sgr., gelber 63— 74 Sgr., . Sorten über Notiz bezahlt. — es 
etwas feiter; pr. Sapfd. 49—52 Sgr. — Gerſte preishaltend; pr. 70pfd. 
weiße 40 — 41 Sgr., gelbe 36—39 Sgr. — Hafer ruhig; pr. 50pfd. 26— 
2744 Sgr. — Erbſen, wenig begehrt; 41—52 Sgr. — Wicken und Del: 
Bauen ia mr 0 85 4 5 5 Se en ge⸗ 
ragt. — Lupinen bei ſchwachem Angebote gefragt. — Rapskuchen ver⸗ 
nachläſſigt; 48—51 Sgr. pr, Etr. 15. f 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 

Weißer Weizen 66-73-77 Wicken 32—38—42 
er Weizen 66—72—74 Sgr. pr. Sack a 150 108 B79 

Roggen 1 48—50—52 Schlag⸗Leinſaat .. . 180190200 

. 35—38 42 Winter⸗Raps . 

ee 25—27—29 Winter⸗Rübſen — — 


rennen nen. 


Rohes Rüböl pr. Ctr. a 18% a Jun 15% Thlr., Herbſt 13 
> r. co 7 1 r., Her 
2 ' Frag W 1 Nals Lee 1 Ahlen Sur 


Drud von Gruß, Barth und 


